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Volk und Recht bei Einbürgerungen
Dass Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf die SVP-Einbürgerungsin-
itiative rechtsstaatlich problematisch
findet, weil sie willkürliche Entscheide
erlaubt und das Beschwerderecht auf-
heben will (NZZ 2. 5. 08), ist ein Hin-
weis darauf, dass das Rad nicht wieder
zurückgedreht werden darf. 2003 hielt
nämlich das Bundesgericht fest, dass es
ein Beschwerderecht gibt.

Welche Konsequenzen das Fehlen
eines Beschwerderechts haben kann,
erlebte ich persönlich. Im August 1997
stellte ich das Gesuch um das Schweizer
Bürgerrecht in der Gemeinde Littau,
eingebürgert wurde ich im November
2007 in der Gemeinde Luzern. Wäh-
rend des Verfahrens schloss ich zwei
Studien ab, nämlich die Hochschule für
soziale Arbeit sowie das Studium der
Soziologie an der Universität.

Die Bürgerrechtskommission von
Littau hatte zwar mein Gesuch (nach
dreijähriger Vorbereitung) einstimmig
(inklusive SVP-Vertretern) zur Annah-
me empfohlen. Der Einwohnerrat lehn-
te es aber mit 13 zu 12 Stimmen ab. Die
Ablehnung war für mich, aber auch für
einen Teil der Gemeindebehörde nicht
nachvollziehbar. Ich arbeitete, hatte
keine Steuerschulden, war nie straf-
fällig geworden. Die Gemeinde teilte
mir schriftlich mit, dass ihr die Gründe
der Ablehnung nicht bekannt seien.
Der Präsident der Bürgerrechtskom-
mission teilte mir seine Enttäuschung
über den Entscheid schriftlich mit. Er
habe bei seinen Erkundigungen über
mich nur positive Meldungen erhalten.

Dieser willkürliche Entscheid war
nur möglich, weil das damalige Recht
keine Rekursmöglichkeit einräumte.
Mit der Annahme der SVP-Initiative
wären erneut willkürliche Entscheide
ohne Begründung möglich.

Ali R. Çelik (Luzern)

Was in der Diskussion um Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit meist über-
sehen wird, ist die in der eidgenössi-
schen Staatsauffassung verankerte Vor-
stellung von der Rechtsnatur der Ein-
bürgerung. Sie ist eine Zuwahl, und nie-
mand hat den Anspruch, als aktiv mit-
bestimmender (und damit in der Mehr-
heitsposition andere fremdbestimmen-
der) Citoyen gewählt zu werden. Die
Eingebürgerten und ihre Nachkommen
werden als Angehörige des aktiven
Stimm- und Wahlvolks für alle Zeiten
in die höchste gesetzgebende Behörde
der Schweiz gewählt. Sie werden damit
vollberechtigtes Mitglied einer politi-

schen Körperschaft und können ab
sofort und auf allen Ebenen mit ihrer
Stimme Einfluss auf die andern Mitglie-
der nehmen. Darum gehört es zu den
Grundrechten eines Mitglieds, darüber
zu entscheiden, wer neu dazugehört
und wer nicht.

Dass Wahlen – auch Abwahlen –
letztlich willkürlich sind, bestreitet nie-
mand. Aber weder unter dem Titel
«Demokratie» noch unter dem Titel
«Rechtsstaat» kann gefordert werden,
dass sich Nichtgewählte – ausser bei
Formfehlern – an Gerichte wenden
können. Oder sollen schliesslich natio-
nale oder gar internationale Gerichte
über zulässige und unzulässige Wahl-
motive entscheiden können und damit
über dem Wählerwillen stehen? Selbst-
verständlich kann jede Gemeinschaft
das Verfahren der Zuwahl selbst be-
stimmen. Am Wesen der Wahl sollte
man nicht rütteln, vor allem dann nicht,
wenn man sich selbst als autonomer
Citoyen fühlt.

Robert Nef (St. Gallen und Zürich)

Die SVP verspricht auf unzähligen Pla-
katen und Inseraten dem Volk, wenn es
Ja zur Einbürgerungsinitiative sage,
könne es immer per Abstimmung ent-
scheiden, wer das Bürgerrecht erhält
und wer nicht – ohne dies zu begrün-
den. Dieses Versprechen wird aber so
nicht umsetzbar sein, da es der Verfas-
sung und dem Völkerrecht wider-
spricht. Wann wird die SVP-Elite wie-
der konstruktive, verantwortungsvolle
Politik betreiben?

Markus Jost (Bern)

2003 erklärte das Bundesgericht die
Einbürgerung plötzlich zum Verwal-
tungsakt. Ich war schockiert und ent-
täuscht. Auf einmal können nicht mehr
wir, das Volk, darüber entscheiden, wer
eingebürgert werden soll und wer nicht.
Auf einmal sind Masseneinbürgerun-
gen praktisch an der Tagesordnung.

So kann und darf es nicht weiter-
gehen. Die Initiative «für demokrati-
sche Einbürgerungen» bietet die Chan-
ce, solchen Machenschaften entgegen-
zutreten und dem Staat zu zeigen, wer
das Sagen in diesem Land hat. Durch
Annahme dieser Initiative wird uns die
Möglichkeit gegeben, mittels einer Ab-
stimmung zu entscheiden, wie in unse-
rer Gemeinde mit Einbürgerungen ver-
fahren werden soll. Der Entscheid des
zuständigen Organs ist dann endgültig,
es gibt keine Rekursmöglichkeit mehr.

Stefanie Röllin (Altendorf)

Wenn ich ein Haus bauen will, rechne
ich damit, dass mein Baugesuch fair
und korrekt vom Amt für Baubewilli-
gungen beurteilt wird. Wenn ich das
Gefühl habe, dies sei nicht der Fall, und
mein Baugesuch aus unerfindlichen
Gründen abgelehnt wird, werde ich
Rekurs einlegen.

Die Einbürgerungsinitiative der
SVP verlangt, dass der Entscheid der
Gemeinde über Einbürgerungen nicht
mehr angefochten werden kann. Ein
Nein bleibt ein Nein, ohne Wenn und
Aber. Auch bei Einbürgerungsverfah-
ren sollten jedoch faire und korrekte
rechtsstaatliche Verfahren zur Anwen-
dung kommen. Wie die Vergangenheit
zeigte, war dies nicht immer der Fall,
grundlos wurden Einbürgerungsgesu-
che abgelehnt. Es gibt zwar leider kein
Recht auf Einbürgerung, auch wenn
man schon 30, 40 Jahre in der Schweiz
gearbeitet hat oder hier sogar geboren
wurde. Aber ein Recht auf ein faires
Einbürgerungsverfahren sollte jeder
haben, auch Menschen aus dem Balkan
oder mit schwarzer, brauner, roter oder
gelber Hautfarbe. Der Schutz vor Dis-
kriminierung und Willkür und das
rechtliche Gehör sind in der Bundes-
verfassung verankert, wie Bundesrätin
Eveline Widmer-Schlumpf feststellte.
Wir alle nehmen diese Rechte für uns
als Selbstverständlichkeit in Anspruch.

Heinrich Frei (Zürich)

Flat-Rate-Tax
und Steuererklärung

Es stimmt schon, dass unsere Steuer-
erklärung viel zu kompliziert ist, wie
dies der Flat-Tax-Pionier Alvin Ra-
bushka kritisiert (NZZ 28. 4. 08). An-
ders als uns das ganze Flat-Tax-Gerede
glauben machen will, hat dies aber
nichts mit der Steuerprogression zu tun.
Oder wer hat sich beim Ausfüllen der
letzten Steuererklärung mit Fragen zur
Progression herumschlagen müssen?
Wollte man die Steuererklärung verein-
fachen, müsste man den Dschungel von
Abzugsmöglichkeiten, von denen die
meisten überhaupt nichts zur Steuer-
gerechtigkeit beitragen, kräftig auslich-
ten und durch einen Pauschalabzug er-
setzen. Die Abschaffung der Progres-
sion hingegen bringt keine Vereinfa-
chung, sie bewirkt nur, dass die Reichen
weniger zahlen müssen. Inhaltlich sind
diese beiden Elemente der Flat-Rate-
Tax nicht miteinander verbunden. Es
handelt sich vielmehr um eine typische
Mogelpackung mit dem Zweck, eine
Steuerentlastung für die ganz Reichen
mehrheitsfähig zu machen.

Daniel Heierli (Zürich)

Hilfreiche Verbote
Ich kann die kritische Haltung des Päd-
agogikprofessors Roland Reichenbach
zu staatlichen Restriktionen gegenüber
Jugendlichen (NZZ 29. 4. 08) über-
haupt nicht nachvollziehen. Mit der
gleichen Logik könnte man gegen Re-
striktionen beim Zigaretten- und Alko-
holverkauf für Jugendliche argumentie-
ren. Solche staatlichen Richtlinien und
Einschränkungen sind ganz offensicht-
lich eine Unterstützung für entspre-
chende elterliche Bemühungen, denn
sie tragen dazu bei, endlose Diskussio-
nen abzukürzen und sinnvolle Regeln
durchzusetzen. Das Gegeneinander-
Ausspielen einer romantisch verklärten
natürlichen Autorität der Eltern einer-
seits und der staatlichen Autorität an-
dererseits empfinde ich als läppisch.

Dr. med. Thomas Girsberger (Liestal)
FMH Kinder- und Jugendpsychiatrie

NZZ Online
Weitere Beiträge und Leser-
kommentare zu den Abstimmungs-
themen SVP-Einbürgerungsinitiative
und neues Zürcher Kongress-
zentrum sowie zu den Zürcher
Stadtratswahlen auf NZZvotum.
www.nzzvotum.ch

Südanflug – das Recht
lässt sich ändern

Recht (ein Gesetz) ist nicht für alle
Ewigkeit unverändert gesetzt. Dies
wird auch Leserbriefschreiber Willy
Wunderli zur Kenntnis nehmen müssen
(«Südanflug widerspricht Richtplan»,
NZZ 29. 4. 08). Ein Recht muss sich –
im Nachgang – dem gesellschaftlichen
Umfeld und den Rahmenbedingungen
anpassen. Genau von solch einer
Rechtsentwicklung werden auch die
Südanflug-Gegner betroffen sein. Ein
Richtplan aus den neunziger Jahren
wird dannzumal Makulatur sein, und
das stetige Sichberufen darauf wird ver-
stummen. In jener nicht allzu fernen
Zukunft werden wir auch die «gerechte
Fluglärmverteilung» – nach bewährter
helvetischer Solidarität – noch ein
Stück weiter getrieben haben. Dies
dank auch einer überaus schwachen
Regierungsführung, die sich lieber im
überschaubaren Vereinsleben profi-
liert. Und es ist nicht schwer zu prophe-
zeien: Die südlichen Gefilde werden
mit ihrem Fluglärm-Anteil ganz gut zu-
rechtkommen.
Walter Kubli-Steiner (Niederweningen)

Kleiner werdende
Freiheitsräume

Vielen Dank für das hochinteressante
Gespräch mit Jutta Limbach, der ehe-
maligen Präsidentin des Goethe-Insti-
tuts (NZZ 28. 4. 08). Ich finde jedoch,
dass der darin vorgestellte Bildungs-
begriff mit der Erziehung zur Freiheit
und Mündigkeit sehr idealistisch ist
bzw. viele überfordert. Wir leben heut-
zutage in einem Schilderwald von mo-
ralischen Ge- und Verboten, der immer
dichter wird. Persönliche ökonomische
Autonomie bzw. Individualisierung in-
klusive Effizienz und Schnelligkeit wird
immer stärker gefordert. Gleichzeitig
aber gibt es immer mehr moralische
Leitlinien einer Mehrheitsmoral, man
denke an Beispiele vom Rauchverbot
bis zur Mülltrennung.

So gesehen werden die Freiheits-
räume für die Menschen nicht grösser,
sondern kleiner. Die Sucht nach Regle-
mentierungen und Normenflut ist über-
gross, aber auch die Folgen der Ein-
engung werden dann wieder gemein-
sam beklagt. Alle sind schuld, also nie-
mand. Umgekehrt gilt natürlich ebenso,
jeder kann oder könnte seinen Beitrag
leisten, um Freiheitsräume offenzuhal-
ten und sich nicht vorschnell auf Rück-
zug zu begeben, wenn weitere rigide
moralische Ge- und Verbote erschallen.

Karl Brunner (A-Klagenfurt)

Vegane Ernährung
kann zum Tod führen

Als Replik auf den Leserbrief von
Tanja Müller (NZZ 22. 4. 08) möchte
ich festhalten, dass der Tod des kleinen
Mädchens in Frankreich tragisch ist
und wahrscheinlich vermeidbar gewe-
sen wäre. Die vegane Ernährung ist für
Kinder nicht empfohlen, da Gesund-
heitsrisiken bestehen. Auch Erwach-
sene müssen diese Ernährung sehr be-
wusst «leben» und Nahrungsmitteler-
gänzungen (v. a. Vitamine) zu sich neh-
men. Säuglinge, die von sich vegan er-
nährenden Müttern voll gestillt werden
und kein Fleisch oder andere tierische
Produkte als Beikost erhalten, sind
extrem gefährdet.

Ich habe zwei Säuglinge mit
schwerstem Vitamin-B-12-Mangel er-
lebt, die ohne medizinische Betreuung
und Vitamin-B-12-Zufuhr gestorben
wären. Beide haben mit neurologischen
Schäden überlebt. Es ist nicht der Kalo-
rienmangel, der die Kinder «verhun-
gern» lässt, sondern die bei einem Vit-
amin-B-12-Mangel auftretende (neuro-
logische) Unmöglichkeit, zu schlucken
und Nahrung aufzunehmen. Wenn El-
tern in dieser Situation keine medizini-
sche Hilfe suchen, dann ist der Tod
durch Verhungern durchaus möglich.

Fazit: Vegetarische Ernährung ist
bei Kindern ab zwei Jahren problemlos
möglich, vegane Ernährung (d. h. kein
Fleisch, keine Eier, keine Milch und
keine Milchprodukte) ist im Kindes-
alter gefährlich und sollte deshalb ver-
mieden werden!

Dr. med. Christian Knoll (Biel)

AN UNSERE
LESERINNEN UND LESER

Wir danken allen Einsendern von Leser-
briefen und bitten um Verständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte Bei-
träge keine Korrespondenz führen kön-
nen. Kurz gefasste Zuschriften werden bei
der Auswahl bevorzugt; die Redaktion
behält sich vor, Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion Leser-
briefe muss mit der vollständigen Post-
adresse des Absenders versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach

8021 Zürich, Fax 044 252 13 29
E-Mail: leserbriefe"nzz.ch

Planmässiger
Schuldenabbau nötig

Die Absicht des Bundesrats, die vom
Volk gutgeheissene Schuldenbremse
umfassend anzuwenden, also auch auf
Sonderausgaben auszudehnen (NZZ
24. 4. 08), ist begrüssenswert. Am
Punkt, wo die nominellen Bundesschul-
den nicht mehr wachsen, ist die Arbeit
jedoch nicht erledigt. Ein grösserer rea-
ler Schuldenabbau durch Inflation
kann keine im Gesamtinteresse liegen-
de Zielsetzung sein; und allzu spekula-
tiv ist es, einfach auf Überschüsse im
Bundeshaushalt als Folge des Wirt-
schaftswachstums zu hoffen, die man
für eine Reduktion der Schulden ein-
setzen könnte. Was es dringend
braucht, ist ein geplanter Schulden-
abbau, der im jährlichen Bundesauf-
wand eine Budgetposition bildet.

Ziel müsste sein, die heutigen Schul-
den des Bundes von rund 120 Milliar-
den Franken innert fünfzehn Jahren zu
halbieren. Immerhin dürften die Zin-
sen für diese Schulden derzeit etwa bei
3 Milliarden Franken pro Jahr liegen.
Durch einen budgetierten Schulden-
abbau, etwa um 4 Milliarden Franken
jährlich, liessen sich die Zinsbelastun-
gen signifikant reduzieren. Sollte es
auch unter solchen Voraussetzungen zu
einem Überschuss in der Bundesrech-
nung kommen, wäre es naheliegend,
den Schuldenabbau zu beschleunigen.
Allen verantwortungsvoll politisieren-
den Kräften müsste es ein Anliegen
sein, nicht nur einen Stillstand der enor-
men Schulden zu bewerkstelligen, son-
dern sich – auch mit Blick auf kom-
mende Generationen – für eine Gesun-
dung der Staatsfinanzen einzusetzen.

Hanspeter Bornhauser (Bottmingen)

Aktionäre als
«Bürger zweiter Klasse»
Es ist sicherlich so, dass die SPD mit
ihrer Vorstellung, die Managergehälter
per Gesetz zu begrenzen, sich vor allem
der von den Parteien geschürten Neid-
und Gerechtigkeitsdebatte bedienen
will («Manager in Deutschland als Bür-
ger zweiter Klasse», NZZ 29. 4. 08).
Diese dient dann der Legitimation, wei-
tere Teile der Wirtschaftsleistung um-
verteilend eigenen Wählergruppen zu-
kommen zu lassen. Auf diese Weise
werden heute schon über 70 Prozent
des Sozialprodukts umgesteuert. Zu-
gleich ist es aber so, dass bei Teilen des
angestellten Managements von Publi-
kumsgesellschaften bei der Entlohnung
von Erfolg und Misserfolg sehr merk-
würdige Usanzen herrschen. Es sei an
die bekannten Fälle aus dem Automo-
bil- oder dem Versicherungsbereich er-
innert, bei denen Entlohnungen trotz
hohen Verlusten noch gestiegen sind.
Ein dadurch verursachter Schaden für
die Glaubwürdigkeit unseres Wirt-
schaftssystems ist evident.

Dem kann auch schlecht mit dem
Argument begegnet werden, es handle
sich dabei um Entscheidungen von Pri-
vateigentümern, denn der einzelne Ak-
tionär hat bei Fragen zur Entlohnung
des Managements keinen Einfluss. Die-
se bleiben der Entscheidung im
Nichteigentümerkreis des Aufsichtsrats
und Vorstandes vorbehalten. Man
könnte daher wohl auch der Meinung
sein, dass letztlich der Aktionär «Bür-
ger zweiter Klasse» ist.

Caspar Mendrzyk (Hamburg)

Deutschland muss auf
die Renten achtgeben

Es ist notwendig, die nun auch durch
den nordrhein-westfälischen Minister-
präsidenten Rüttgers aufgeladene De-
batte über eine grundlegende System-
veränderung in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung in Deutschland (NZZ
24. 4. 08) zu unterlassen. Bleibt die
Rentenversicherung an das Erwerbs-
leben gekoppelt, muss sichergestellt
werden, dass Erwerbsarbeit und die
Zahlung von Beiträgen aus dem Er-
werbseinkommen auch tatsächlich zu
einem Alterseinkommen führt, das hö-
her ist als jene Transferleistungen, die
man auch ohne jede Beitragszahlung
erhalten würde. So könnte man z. B. bei
der Rentenberechnung die besten 15
oder 20 Jahre der Beschäftigung zur
Aufwertung niedriger Rentenanwart-
schaften zugrunde legen. Denkbar wäre
auch eine «geknickte Rentenformel»,
nach der Beitragszeiten so aufgewertet
werden, bis ein Rentenanspruch ober-
halb einer Grundsicherung erreicht ist.
Die Stärke der gesetzlichen Alters-
sicherung in Deutschland ist, dass sie
sich in 120 Jahren flexibel den sich wan-
delnden gesellschaftlichen Rahmenbe-
dingungen anpassen konnte.

Manfred Glombik (D-Hildesheim)
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